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i) der Erlasse der EU­Verwaltungsbehörde für den ESF für die Förderperiode 2014­ 2020 

h) die Verwaltungsvorschriften zu § 44 der LHO und die Verwaltungsvorschriften für Zuwen­ 
dungen an Gebietskörperschaften und Zusammenschlüsse von Gebietskörperschaften in der 
Rechtsform einer juristischen Person des öffentlichen Rechts (VV­LHO/VV­Gk, RdErl. des 
MF vom 1. 2. 2001, MBI. LSA S. 241, 281, zuletzt geändert durch RdErl. vom 28.01.2013 
(MBI. LSA S. 73) in ihrer jeweils geltenden Fassung, 

g) die §§ 23 un < r Landeshaushaltsordnung des Landes Sachsen­Anhalt (LHO) vom 
30. 4. 1991 (GVBL AS. 35), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 17.02. 
2012 (GVBI. LSA S. 52, 54) in der jeweils geltenden Fassung, 

ommission vom 25. April 2012 über die Anwendung 
ertrags .. er die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De­ 

n, die.,Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem 

sio m 18. Dezember 2013 über die An:.. 
ber die Arbeitsweise der Europäischen Uni­ 

.2013, S.1), 

b) der Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europa nd des Rates 
vom 17. Dezember 2013 über den Europäischen ~~zialf ung der Ver­ 
ordnung (EG) Nr. 1081/2006 des Rates (ABI. L 347; M91TI der jeweils 
gültigen Fassung, sowie ~ie hierzu von der. ,EU­Komrlji;~~ion c ,~ ,ien Delegierten 
und Durchführungsverordnungen in der jeweil~ igültigen Fä$~1;1 , $], 

. ':ih1 ';: r. 

c) des Beschlusses der Kommission vom ~i~Q?;per 20111 ~p,er di Anwendung von Arti­ 
kel 106 Absatz 2 des Vertrags übe · Arb eise!·~,~r Euro~~i,schen Union auf staatliche 
Beihilfen in. Form von Ausgleichslei sten 'l!>~;;~i'i'ilrn~~r Unternehmen, die mit der 
Erbringung von Dienstleistun n vo wirtsctiäftlichem Interesse betraut sind 
(Bekanntgegeben unter Akt n BI. L 7 vom 11.01.2012, S. 3), 

a) der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für 
regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Konästonstonds, den Europäi­ 
schen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums und den Europäi­ 
schen Meeres­ und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäi­ 
schen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds 
und den Europäischen Meeres­ und Fischereifonds und zur Aufheb · der Verordnung (EG) 
Nr. 1083/2006 des Rates, (ABI. L 347 vom 20.12.2013, S. 347 ·· jeweils gültigen Fas­ 
sung, sowie die hierzu von der EU­Kommission verabschiedete ierten und Durchfüh­ 
rungsverordnungen in der jeweils gültigen Fassung, 

1.1 Das Land Sachsen­Anhalt gewährt auf der Grundlage 

1. Rechtsgrundlagen, Zuwendungszwe_ck 

Teil 1 Allgemeine Regelungen 
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E) Förderbereich zur Regionalisierung der Förderung zur Vermeidung 
beruflicher und sozialer Ausgrenzung sowie zur individuellen beruflichen 
und sozialen Eingliederung „Regionale Koordination" 

D) Förderbereich zur Schaffung zusätzlicher Beschäftigungsmöglichkeiten zur 
Vermeidung von sozialer und beruflicher Ausgrenzung 

C) Förderbereich zur Sicherung der Bildungs­ und Beschäftigungsfähigkeit förde­ 
rungsbedürftiger junger Menschen „STABIL" 

nen" 

reich zur Unterstützung insbesondere jüngerer Hilfebedürftiger u.a. 
milienbedarfsgemeinschaften „Familien stärken ­ Perspektiven eröff­ 

.• 1•• •. rden Projekte in folgenden Förderbereichen gefördert: 
··,:,~_,,v,~-'' 

2.1 1 

m Teil 2 abweichende Regelungen für den 

rung der Zuwendungen besteht nicht, 
auf Grund ihres pflichtgemäßen Er­ 

1.3 Ein Rechtsanspruch d 
vielmehr entscheidet die .: 
messens im Rahmen 

11:·1­i 

Durch die Förderung sollen neben einer nachhaltige lnt ansehen in das 
Erwerbsleben und der Verbesserung der Beschäftigi,i,ngs esserte Nut­ 
zung und Ausschöpfung der Potenziale des Landes ifijr,Wa n ,)gung sowie 
der Beseitigung von Strukturproblemen des Arbeitsma'rl<te~ er abei sollen die 
Projektinhalte auf die Anwendung solcher Artj~i.lsmarktin1str;~rnen usgen tet sein, in de­ 
ren Mittelp~nkt wirksame u~d individuell . Qä,fiiR~tete. Hilfä~tE~llu .. "~' für die Zielgruppen 
stehen, um ihre gesellschaftliche oder ber e lnt~grat1on zu :er,n1oghchen. 

!,f·!,": ... 

Sowohl das Land Sachsen­Anhalt als auch die Europäische Kommission sehen eine vor­ 
dringliche Aufgabe darin, die Chancen von im Wirtschafts­ und im gesellschaftlichen Leben 
benachteiligten· Menschen zu fördern. Daher ist diese Richtlinie darauf gerichtet, die be­ 
troffenen Personen mit spezifischen Angeboten zu unterstützen, um im Rahmen individueller 
Förderung die persönliche Leistungsfähigkeit durch den Abbau · idueller Vermittlungs­ 
hemmnisse zu entwickeln bzw. wiederherzustellen oder vor d ntergrund der Armuts­ 
vermeidung Alternativen gegenüber einer Ausgrenzung aus de fs­ und gesellschaftli­ 
chen Leben zu schaffen. 

1.2 Zweck dieser Richtlinie 

Zuwendungen für die Vermeidung beruflicher und gesellschaftlicher Ausgrenzung sowie für 
die berufliche Integration von bestimmten, am Arbeitsmarkt benachteiligten Personen. 

j) ggf. zu einem späteren Zeitpunkt von der Europäischen Kommission erlassene Verord­ 
nungen hinsichtlich der Umsetzung der Europäischen Sozialfonds. 
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5.2 Finanzierungsart 

Projektförderung. 

5.1 Zuwendungsart 

4.5 Bei der Durchführung der Projekte ist auf eine familienfreundliche sowie geschlechterge­ 
rechte Gestaltung im Sinne des Gender­Mainstreami~g­Ansatzes zu achten. 

5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

des Mindestlohngesetzes vom 11. August 2014 (BGBI. 1 S. 1348) 4.4 Die Bestimm 
sind einzuhalten. 

81'$ E können hierzu spezifische Regelungen getroffen werden. 

ich in der Regel auf einen Landkreis 
­Anhat beziehen. Projekte für kleinere Ge­ 
Gemeinden, sind möglich. 

4.2 Der geografische Wi 
oder auf eine kreisfr · 
bietsstrukturen inne 

einordnen und die jeweils 
ehen. Eine sinnvolle Ver­ 
rktprojekten ist zu gewähr­ 

4.1 Die Projekte sollen sich in regionale 
relevanten regionalen Wirtschafts­ Sozi 
zahnung und Vernetzung der Projek 
leisten. 

4. Zuwendungsvoraussetzungen 

. "f,,{.ihrten Rege­ 
Zr~tif 

3.3 Für den jeweiligen Förderbereich sind die im T~~2 
lungen zu den Zuwendungsempfängern zwingend z~1;"' 

alität und Zuverlässig­ 
des rundsatzes der 

olgreiche Pro­ 

3.2 Juristische Personen des privaten Rechts, die durch fachlic 
·keit und Einhaltung tariflicher Bestimmungen sowie unter Bea 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit die Eignung für eine s 
jektdurchführung besitzen. 

3.1 Juristische Personen des öffentlichen Rechts. 

3. Zuwendungsempfänger 

b) die von den betroffenen Landkreisen und kreisfreien Städten im Ergebnis eines regionalen 
Auswahlverfahrens für eine Förderung empfohlen worden sind. 

a) die an den regionalen Rahmenbedingungen des Landkreises oder der kreisfreien Stadt 
ausgerichtet sind und die sich inhaltlich und ergebnisbezogen insbesondere an der Struktur 
des regionalen Arbeitsmarktes orientieren und · 

2.2 Zuwendungen können gewährt werden für Projekte, 



5 

5.4.8 Die Förderung nach dieser Richtlinie kann gleichgestellte Zuschüsse und Zuwendun­ 
gen anderer öffentlicher und privater Stellen oder Förderungen aufgrund anderer Bundes­ 
ader Landesprogramme für denselben Förderzweck (im folgenden: anderweitige Förderun­ 
gen) ergänzen. Anderweitige Förderungen werden auf die Förderung nach dieser Richtlinie 
entsprechend angerechnet, Leistungen Dritter sind vorrangig in Anspruch zu nehmen. 

5.4. 7 Nicht zu den zuwendungsfähigen Ausgaben zählen u. a Kauf von abschreibungspflich­ 
tigen Ausrüstungsgegenständen und Gebäuden, Abschreibungen sowie Provision und frei­ 
willige Leistungen an das Personal. 

. en · ng von Pauschalen können alle förderfähigen Ausgaben oder 
Teile der förd~fl~.big • usgaben eines Projektes auf der Basis zuvor festgelegter Pauscha­ 
len in Übereinstlm'. .... ,> mit im Vorhinein definierten Bedingungen einer Vereinbarung über 
Aktivitäten und/odet1Ziele erstattet werden. 

s Tarif tem der öffentlichen Hand durch die Gestaltung von 
srechtlichen Regelungen eingebunden sind, werden Perso­ 

ebietskörperschaften geltenden Tarifvertrag als zuwen­ 

erstellungsverbot gemäß Nr. 1.3 ANBestP 5.4.5 Soweit Zuw 
nicht unter­liegen 
diese nur bis zur Hö 

.J)Nr. 1.3 ANBestP gilt, 
icht besser stellen als ver­ 
esserstellungsverbotes er­ 
t im Abgleich mit den Ta­ 

änger Besserstellungsverbot unter­ 
de Entgelte zahlen, sind diese nur bis 

5.4.4 Zuwendungsempfänger, für die. das· 
dürfen dabei das Projektpersonal aus der 
gleichbare Landesbedienstete. Die ·· fung 
folgt auf der Grundlage der im Proj 
bellenentgelten des TV­L. So it Zu 
liegen und dem Projektper 
zur Höhe TV­L förderfähk 

5.4.3 Personalausgaben für projektbezogenes Pe 
den gefördert, wenn die Aufwendungen für Persona 
jekt direkt zuzuordnen sind. 

5.4.2 Zuwendungsfähig sind notwendige Personal­ und ... Sacha unmittelbar 
durch das Projekt entstehen und zur Projektdurchführun 11""6'PB;,.. h 

5. 4. 1 Die Förderung erfolgt auf der Basis der nach dem Grundsatz . Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit als zuwendungsfähig anerkannten Ausgaben. 

5.4 Bemessungsgrundlage 

Die Förderung wird in Form von nicht rückzahlbaren Zuschüssen gewährt. Wenn der Anteil 
.für ein Projekt 100 v. H. der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben beträgt, ist eihe Förde­ 
rung nur unter Einhaltung der unter W Nr. 2.4 zu § 44 LHO festgelegten Voraussetzungen 
möglich. 

5.3 Form der Förderung 

Anteilfinanzierung, wenn für den jeweiligen Förderbereich im Teil 2 dieser Richtlinie keine 
abweichenden Regelungen getroffen werden. 
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Die der Projektliste zugrunde liegenden Projektvorschläge sind die verbindliche Grundlage 
für die von den Projektträgern zu stellenden Förderanträge. Nachträgliche Änderungen am 
Projektinhalt, insbesondere hinsichtlich der beschäftigungspolitischen Aspekte, können von 
der bewilligenden Stelle nur berücksichtigt werden, wenn diese Änderungen vom RAK bestä­ 
tigt worden sind. Das Verfahren diesbezüglich ist zu dokumentieren. 

d) 
e) 
f) 

b) 
c) 

„ rderrichtlinie auf. der Grundlage des Erfüllung spezifis ... 
Operationellen 
Erfüllung vo 
Erfüllungs 
a. Proje 
b. 

a) 

Die Regionalen Arbeitskreise wählen auf Grilihd.lage der%?rderrr inie und eines regio­ 
nalen Förderbudgets aus den eingereicht rojef4Mc;>rschlägen: die zu fördernden Projekte 
aus. Das Auswahlverfahren ist prüff" zu d · menti~~en. 

Krit~1rl~:n1 h~rangezogen werden: 

i §1si:garf darüber hinaus eigene Auswahlkriterien festlegen. Der RAK fasst 
·''"'ektvorschläge in einer Projektliste zusammen und übergibt diese Liste 

der bewilligenden lle. Nur Projekte, die von einem RAK in die Projektliste aufgenommen 
worden sind, können unter Beachtung von Pkt. 6.4.2 gefördert werden. Es besteht kein 
Rechtsanspruch auf Förderung. 

Die Stärkung regionaler, endogener Potentiale erforde 
Projektauswahlverfahren. Zur Sicherung der Tran~J?are 
Auswahlverfahren und die Ergebnisse in geeigneteHl!Vledr 
veröffentlicht werden. · ' ' ' 

6.3 Auswahlverfahren 

n, sofern nicht in den 6.2 Es handelt sich um ein zweistufiges Auswahl­ und Antragsverf 
Förderbereichen A bis E abweichende Regelungen getroffen we 

6.1 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendungen sowie für den 
Nachweis und die Prüfung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung 
des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zuwendungen gelten die 
Verwaltungsvorschriften zu § 44 LHO sowie das Verwaltungsverfahrensgesetz Sachsen­ 
Anhalt vom 18.11.2005 (GVBI. LSA S. 698) in der jeweils geltenden Fassung, soweit nicht in 
dieser Richtlinie Abweichungen zugelassen sind. 

6. Anweisungen zum Verfahren 

5.4.9 Besonderheiten bei der Bemessungsgrundlage der Zuwendung sind in Teil 2 für die 
jeweiligen Förderbereiche geregelt. · 



6.6.2 Ergänzend zu Nummer 6.1 der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
zur Projektförderung (ANBest­P) und zu Nummer 6.1 der Allgerneinen Nebenbestimmungen 
zur Projektförderung an Gebietskörperschaften und Zusammenschlüsse von Gebietskörper­ 
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6.6.1 Der Zuwendungsempfänger hat der bewilligenden Stelle in der Regel per 31.12. und 
30.06. sowie zum Projektende, inhaltlich nach vorgegebenem Muster darüber Bericht zu er­ 
statten, wie der Verlauf der Projektabwicklung und der Stand der Zielerreichung ist. Der 
Sachbericht ist bis zum Ablauf des zehnten Werktages nach dem 'Stichtag schriftlich und in 
elektronischer Form vorzulegen. Zum Projektende ist der Sachbericht durch einen ausführli­ 
chen Erfolgskontrollbericht zu ergänzen. · 

6.6 Verwendungsn 

il;.\ .. 
···::»Af-}1 - . 

ende Stelle behält sich vor, in der Regel bis zur Vorlage des Verwendungs­ 
•4'.:$• trag von 5 v. H. des Zuwendungsbetrages einzubehalten. 

iektes anfallenden Einnahmen und Ausgaben sind in der 
w pfängers gesondert, zeitlich und inhaltllch gegliedert aus­ 

zahlungen ist die Vorlage eines zah­ 
n Umsetzungsstand des bewilligten 

, . hließl einer zeitlich gegliederten Einzelauf­ 
ahmen und Ausgaben beinhaltet. Die zuge­ 

willigend elle auf deren Abforderung einzureichen. 
is ·zu zwei Monate nach Eingang der vollständigen Be­ 

derten Belege. 

, soweit sie voraussichtlich 
n im Rahmen des Zuwen­ 

6.5.2 Für die Projekte können Vorauszahlu' 
innerhalb von zwei Monaten nach ahlu 
dungszwecks benötigt werden. 

6.5.1 Die Auszahlung an den Zuwendungs~pfänge 
frühestens nach Bestandkraft" des Zuwendun ,J&t?; scheid 

6.5 Auszahlungsverfahren 

isch~,~ Erfassung der 
• • +, .. e am Evalua­ 

6.4.3 Die Anträge müssen eine Einverständniserklärung zur e 
Daten, zur Weiterverarbeitung personenbezogener Daten 
tionsverfahren beinhalten. 

6.4.2 Die Entscheidung zum Antrag trifft die bewilligende Stelle nach Prüfung der Förderfä­ 
higkeit und Förderwürdigkeit auf der Grundlage der Förderempfehlung aus der betroffenen 
Region im Rahmen ihres pflichtgemäßen Ermessens und unter Berücksichtigung der öffent­ 
lichen Belange. 

6.4.1 Die Bewilligung erfolgt durch eine durch das Ministerium für Arbeit und Soziales beauf­ 
tragte bzw. bewilligende Stelle. 

6.4 Antragsverfahren 

Die RAK informieren die Projektträger über das Ergebnis des Auswahlverfahrens und fordern 
die Träger der ausgewählten Projekte zur formgerechten Antragstellung nach Nummer 6.4 
auf. 



Durch den Zuwendungsempfänger sind umfangreiche Publizitätsvorschriften einzuhalten. 
Sofern eine Homepage betrieben wird, gehört hierzu insbesondere eine kurze Beschreibung 
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Durch die bewilligende Stelle sind die geltenden Vorschriften der Europäischen Kommission 
sowie des Landes zu Informations­ und Publizitätsmaßnahmen dem Zuwendungsempfänger 
mit dem Zuwendungsbescheid bekannt zu geben. 

6. 7.5 Publizitätsvorschriften 

Im Zuwendungsbescheid ist darüber hinaus auf die Offenbarungspflicht nach § 3 des Sub­ 
ventionsgesetzes vom 29. 7. 1976 (BGBI. 1 S. 2034, 2037) hinzuweisen. 

empfä g ist bei der Antragstellung und bei äer Bescheiderteilung auf die 
atsachen hinzuweisen sowie auf die Strafbarkeit des Subventions­ 

GB (W Nr. 3.5.1 zu § 44 LHO). 

ub "'·'"en im Sinne des § 264 des Strafgesetzbuches (StGB) und 
·egen eines Subventionsbetruges der strafrechtlichen Verfolgung. 

rechnun shof, die für die Förderung im 
hörden und Stellen, der Europäische 

die entsprechende zwischengeschal­ 
un istgerechte Verwendung der Zuwen­ 
prüfen zu lassen sowie Auskünfte einzuho­ 
tigten sind verpflichtet, für das Vorhaben . 

Das Ministerium für Arbeit u 
Rahmen des OP­ESF 201 
Rechnungshof, die Euro 
tete Stelle sind berec 
dung jederzeit zu R.( .. 
len. Der ZuwendunB· 
relevante Auskünfte 

6.7.3 Prüfrechte der Rechnungshöi 

.. ~­. Begleit­ und 
für i:ille im Bezug zur 

Der Zuwendungsempfänger hat seine Mitwir ung am 
Abrechnungsverfahren, bei Evaluierungen i 1 rag des 
Förderung stehenden Daten zu gewährlei 4<t 

6. 7.2 Mitwirkungspflichten 

Der Zuwendungsempfänger hat der bewilligenden Stelle un 
den antragsbegründenden Unterlagen mitzuteilen.· 

6. 7.1 Mitteilungspflichten 

Der Zuwen 
subventionser 
betruges nach § 

6. 7 Sonstige Bestimmungen 

6.6.3 Der Zuwendungsempfänger hat den zahlenmäßigen Nachweis über die erhaltenen 
Beträge (Berichterstattung) mit jeder Mittelabforderung an die bewilligende Stelle vorzulegen. 
Fur den Zeitraum von der letzten Mittelabforderung ·bis zum Projektende erfolgt diese spätes­ 
tens mit Vorlage des Verwendungsnachweises. Die Regelungen im Pkt. 6.5.3 Satz 1 und 2 
gelten analog. 

schatten (ANBest­Gk) wird bestimmt, dass der Verwendungsnachweis zum Projektende ein­ 
schließlich des letzten Sachberichtes und des Erfolgskontrollberichtes innerhalb von zwei 
Monaten nach Ende des Bewilligungszeitraumes schriftlich und in elektronischer Form bei 
der bewilligenden Stelle einzureichen ist. 
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a) Ältere Arbeitslose ab dem vollendeten 50. Lebensjahr 
b) Langzeitarbeitslose 
c) Arbeitslose mit gesundheitlichen und/oder psychischen Beeinträchtigungen oder Be­ 

hinderungen 
d) Arbeitslose mit Migrationshintergrund und 
e) Flüchtlinge 

1.2 Zielgruppe r die Förderung sind am Arbeitsmarkt benachteiligte Personen die mit 
Hilfe der Förderangebote nach SGB II oder SGB III nicht mehr erreicht werden können 
und einen besonderen Unterstützungsbedarf bei der Eingliederung in den ersten Arbeits­ 
markt oder in Ausbildung haben. Hierzu zählen: 

ereich A werden Projekte zur Verbesserung der lntegrati­ 
rnen Arbeitslosen mit ausgeprägten · beschäftigungs­ 

nd 1 ionsschwierigkeiten und daraus resultierendem besonde­ 
rf gefördert. Ziel ist, durch längerfristige individuelle lösungsorien­ 

ionsbeg g der Betroffenen bessere Integrationsfortschritte zu erzielen 
er iche Integration in den ersten Arbeitsmarkt oder in Ausbildung 

igen. 

n Personen mit besonderen Ver­ Förderbereich zur , .. 
mittlungshemm 

A 

Teil 2 Besondere Regelungen 

Personen­ und Funktionsbezeichnungen in diesem Rd~t!., ge 
weiblicher Form. · · lt ! 

'i/1, 
. !'.:i 

7. Sprachliche Gleichstellung 

Die bewilligende Stelle regelt im Rahmen des Zuwendungsbes 
pflicht für die Original­Projektunterlagen beim Zuwendungsem 
stimmungen gegenüber dem Zuwendungsempfänger für de all 
rung dieser Leistungspflicht. , 

s die Aufbewahrungs­ 
r sowie die Nebenbe­ 

···:;,.,_ eten Verhinde­ 

1. 

6. 7.6 Aufbewahrungsfristen 

Der Zuwendungsempfänger hat seine projektbezogene Öffentlichkeitsarbeit mit der bewilli­ 
genden Stelle abzustimmen und die Teilnehmer am Projekt sowie Kooperationspartner 
schriftlich über die Mitfinanzierung durch den Europäischen Sozialfonds zu unterrichten. 

des Vorhabens, die im Verhältnis zum Umfang der Zuwendung steht und in der auf die Ziele 
und Ergebnisse eingegangen und die finanzielle Unterstützung durch die Europäische Union 
hervorgehoben wird. Des Weiteren hat der Zuwendungsempfänger sich einverstanden zu 
erklären, dass das Unternehmen und das geförderte Vorhaben mit wesentlichen Daten ge­ 
mäß Anhang XII der VO (EU) Nr. 1301/2013 auf der Liste der Vorhaben erfasst und veröf­ 
fentlicht wird. 
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c) Akquise von geeigneten Praktikumsplätzen, Arbeits­und Ausbildungsplätzen 

d) Durchführung von Integrationspraktika 
Ziel ist die Vorbereitung der Teilnehmer auf den Berufsalltag mit den jeweiligen 
Bedingungen eines regulären Arbeitsplatzes bei einem Arbeitgeber. Darüber hin­ 
aus soll den Arbeitgebern die Möglichkeit gegeben werden, die Teilnehmer inten­ 
siv kennen zu lernen, um die Integration in den Arbeitsmarkt zu erreichen. 

Die fachliche Qualifizierung dient dem Erwerb notwendiger beruflicher Fähigkei­ 
ten und Fertigkeiten. 

ziale Qu ­izierung hat die besondere Situation der einzelnen Zielgruppen 
üc · · igen. Wesentliche Inhalte der sozialen Qualifizierung_sind die Ver­ 

reitender Lerninhalte und Schlüsselqualifikationen sowie Aktivitäten 
ntwicklung der Persönlichkeit eines jeden Teilnehmers. 

· he Qua 1 i~j~rung 
ntiert sich am persönlichen Unterstützungsbedarf des Teil­ 

itsplatzbezogenen Anforderungen der regionalen Wirt­ 
n soziale und fachliche Kompetenzentwicklung. 

ungspraktika können zusammen maximal 

Die nachfolgend genannten Projektelemente sin~ mit 
und sinnvollen Methodenmix umzusetzen: · · · 

'':1 ! ' 
a) Potenzialanalyse, insbesondere a4~h soziale' lmd b 

~~~ndlage für den individuellen ~!i~1~1~r19spla~1~il~~t ein otenzialanalyse der 
Teilnehmer. Ziel ist ein a . agek es' R~G>fil mit Angaben zum individuellen Un­ 
terstützungsbedarf. Die se Ist! ~l~,,~fliphtelement von jedem Teil­ 
nehmer zu absolvieren mit on maximal '80 Stunden. 
Zum Testen ausg~; , .. lt egl:Jng geeigneter Berufsfelder können 
außerdem Erpu:{SJ· iese sind sowohl in dafür geeigneten 
Unternehme ,~'10\<T uch in , .. ,. n möglich. · 

angepassten 

Für jeden Teilnehmer ist ein individueller Entwicklungsplan zu erstellen. Inhalt des Plans 
ist es, die Projektziele für den einzelnen Teilnehmer zu vereinbaren, den individuellen 
Projektverlauf festzulegen und seine Umsetzung zu dokumen · .;!'. n. In diesem Kontext 
sind alle im Projektverlauf gewonnenen Erkenntnisse beginn it der Potenzialanalyse 
bis zum Ende der Betreuung festzuhalten und auszuwerten. Umsetzung des Plans 
wird in regelmäßigen Zeitabständen überprüft und bei d < '\ e Änderungen 
vorgenommen. Das wird dokumentiert und dient auch ß 

1.3 Die Projekte beinhalten umfassende ganzheitliche Angebote zur Aktivierung, persönli­ 
chen Stabilisierung und Qualifizierung sowie nachhaltigen beruflichen Eingliederung. 

Die zu fördernden Personen müssen ihren Wohnsitz in Sachsen­Anhalt haben. 

Als arbeitslos gelten Personen, die nicht in einem Arbeitsverhältnis stehen . und die im 
Rechtskreis des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) bei der Arbeitsagentur oder 
dem Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende arbeitslos oder arbeitsuchend gemel­ 
det sind. Bezieher von Arbeitslosengeld nach SGB III können nicht gefördert werden. 



3.2 Die Projekte sollen eine Kapazität von mindestens 15 Teilnehmerplätzen haben. Wäh­ 
rend der gesamten Projektlaufzeit soll die Zahl der besetzten Teilnehmerplätze nicht unter­ 
schritten werden. Für Teilnehmer, die aus dem Projekt ausscheiden, sollen andere Perso­ 
nen, welche die Zugangsvoraussetzungen nach Teil 2, Förderbereloh A, Nr. 1.2, erfüllen, in 
das Projekt aufgenommen werden, so dass die Teilnehmerplätze durchgehend besetzt sind. 
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3.1 Die Projekte müssen ein detailliertes Betreuungs­ und Integrationskonzept mit einer fest­ 
gelegten Mindestzahl von Vermittlungen in den ersten Arbeitsmarkt oder in eine Ausbildung 
beinhalten. 

3. Zuwendungsvoraussetzungen 

· er sind juristische Personen nach Teil 1, Nr. 3.2. 

j) 

ers mitgesundheitlichen und/oder psy­ 
inderung, 

rationshintergrund und für h) Sprachunterricht 
Flüchtlinge, 

Bei Bedarf können für bestimmte u · 
gen gefördert werden: 

g) Nachbetreuung 

f) Sozialpädagogische Betreuung 
Das Ziel der sozialpädagogischen Arbeit besteht in ""'~"'Verbesserung der psy­ 
chosozialen Situation, der Stärkung des SelbstwertgefÜ ­ · em Aufbau ei­ 
ner größtmöglichen Selbständigkeit der Teiln ng erfolgt wäh­ 
rend der gesamten individuellen Verweildau an den konkre­ 
ten Bedürfnissen der Teilnehmer. 

e) Individuelle Integrationsbegleitung am Arbeitsplatz·oder in der Ausbildung 
Die Begleitung dient der Fe~tigung der Teilnehmer und dem kontinuierlichen Aus­ 
bau der Belastbarkeit. Sie soll den Teilnehmer auch bei der praktischen Anwen­ 
dung der fachlichen Kenntnisse aus der Qualifizierung. unterstützen. Sie ist mit 
der durchgängigen sozialpädagogischen Betreuung der Teilnehmer zu kombinie­ 
ren. 

Die Dauer der betrieblichen Praktika bei den Arbeitgebern wird in Abhängigkeit 
der Teilnehmerprofile und der arbeitsplatzspezifischen Erfordernisse festgelegt 
und beträgt maximal drei Monate bei .einem Arbeitgeber. Unterbrechungen sowie 
Arbeitgeberwechsel sind möglich. Insgesamt darf die Dauer der Praktika sechs 
Monate je Teilnehmer nicht überschreiten. 
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B Förderbereich zur Unterstützung überwiegend jüngerer Hilfebedürftiger aus 
Familienbedarfsgemeinschaften 

Für die Erbringung der Dienstleistungen erhalten die Träger vom Land Ausgleichsleistungen. 

s Förde = reiches werden die Träger mit der Erbringung von Dienstleis­ 
tungen von eine wirtschaftlichem Interesse gemäß Beschluss der Kommission vom 

~:.'XA :> · 

20. Dezember 2 • r die Anwendung von Artikel 106 Absatz 2 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der päischen Union auf staatliche Beihilfen in Form von Ausgleichsleistun­ 
gen zugunsten bestimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von Dienstleistungen von 
allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut sind (Bekanntgegeben unter Aktenzeichen 
K(2011) 9380, ABI. L 7 vom 11.1.2012, S. 3) betraut. 

5. 

t aus 1t .. Jn des Europäischen Sozialfonds und des Landes Sach­ 
ngeld fl'"~etTeilnehmer kann in Form einer teilnehmerbezogenen 

inanzier(.fgg berücksichtigt werden. Die Höhe der Pauschale 
nd Soziales des Landes Sachsen­Anhalt festgesetzt. 

ption der einmaligen Verlängerung für 4.3 Der Förderzeitraum umf ' 
weitere 12 Monate. 

· a) Leistungen an die Teilnehmer 
projektbezogene Fahrten gemäß BRKG 

­ Ausgaben für Kinderbetreuung, die Teilnehmern aus Anlass der Teilnahme am 
Projekt entstehen und die über den gesetzlichen Anspruch hinausgehen. 

Budft~l d) und 
·rd" für indirekte 

i ten u nachgewlese­ 
nals (ohne Verwal­ 

en Ausgabenpositionen . 
uszahlung erfolgt insoweit 

Ergänzend zu den Festlegungen im Teil 1, Nr. 5.4, gelten folgende 

4.2 Bemessungsgrundlage 

4. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 
4.1 Die Finanzierung erfolgt als Fehlbedarfsfinanzierung. Wenn der Fehlbedarf für ein Pro­ 
jekt 100 v. H. der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben beträgt, ist eine Förderung nur unter 
Einhaltung der unter W Nr. 2.4 zu § 44 LHO festgelegten Voraussetzungen möglich. 

3.3 Zur Qualitätssicherung der Projektumsetzung haben die Zuwendungsempfänger die lau­ 
fende Qualifizierung des eingesetzten Personals sicherzustellen. In einem Zeitraum von 
zwölf Monaten ist jeweils mindestens ein Drittel des Personals (ohne Verwaltungspersonal) 
im Umfang von mindestens drei Kalendertagen weiterzubilden. 

1 
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Die im Teil 2, Förderbereich B, Nr. 1.1.1, Buchstaben a) und b), genannten Projektinhalte 
sind unter anderem Aufgaben, die bei der Stabilisierung und Integration der Familien in den 
Bereich des „Familienintegrationscoachings" anfallen. Die in den Buchstaben c), d) und e) 
genannten Projektinhalte steüenden Hauptinhalt der Arbeit in Zusammenarbeit mit den Un­ 
ternehmen und dem Matchingprozess zwischen Teilnehmenden und dem regionalen Ar­ 
beitsmarkt im Bereich des „Jobcoachings" dar. 

1.1.2 Projektpersonal 

· erbl ngsmaßnahmen oder anderer vom 
Vorbereitung auf eine Arbeitsaufnahme, 

· gsunterlagen und Vorbereitung auf Bewer­ 

a) die ganzheitliche individuelle Betreuung und stärkenorientierte Beratung ausgewähl­ 
ter Famälen beispielsweise durch: 
• die Analyse der Familiensituation und Erschließung d 
• die Entwicklung von Lösungsstrategien und ­ansätz 

· ren Realisierung zum Beispiel durch Erschließu 
keiten, 

• die Einbindung der Unterstützungsangebote 
ket zur Förderung der kindlichen Entwick!.~pg, 

• die·Einbindung der Angebote der Schulden+;,Dro 
• die Unterstützung bei der Erschlir~ung vo'n/f'}~sbi 

den Familien lebenden Kinder und iJ.~gendlicheri,/:; 
• die Unterbreitung von Angebot r1Qnt.erstützung i9er A sbewältigung. 

b) die individuelle Unterstützung in Vo' reihing .der Arbe\t~aufna me in enger Koope­ 
ration mit dem Jobcenter du · · · i i ' · · i i 

• Analyse der individuell itu~t1ig~I i (ßP~Ü11bildung, Berufsabschluss, 
Qualifizierungen, 1 gen) und' ;gegebenenfalls erforderlicher 
Qualifizierungsb 

• Hilfe bei der 
• Vermittlun 

Jobcent 
• Hilfe b 

bungsges 
Mit d 
Trage 
'i"fi~ A 

enge Zu 
ote 

l 
1 

1 

1 

1.1. 1 Gegenstand dieses Projektes soll unter anderem sein: 

1.1 Gefördert wird das Projekt „Familienintegrationscoach" mit dem Ziel, die Integration. von 
überwiegend jüngeren erwerbsfähigen Hilfebedürftigen aus sogenannten Familienbedarfs­ 
gemeinschaften (in Folge Familienbedarfsgemeinschaften) mit mindestens einem Kind in 
sozialversicherungspflichtige Beschäftigung durch intensive Betreuung zu unterstützen. 

1. Gegenstand der Förderung 

,,Familien stärken - Perspektiven eröffnen" 
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b) Unternehmen, die in der Primärerzeugung landwirtschaftlichen Erzeugnisse tätig 
sind; 

a) Unternehmen, die in der Fischerei oder der Aquakultur im Sinne der Verordnung (EG) 
Nr. 104/2000 des Rates tätig sind; 

Von der Förderung ausgeschlossen sind: 

2.2 Zuwendungse fänger für Projekte nach Teil 2, Förderbereich B, Nr. 1.2, sind insbe­ 
sondere Arbeitgeber mit Sitz oder Niederlassung in Sachsen­Anhalt. 

auch ilienbedarfsgemeinschaften in denen sich ein Part­ 
n Arbeitsmarktpolitik befindet. 

. icht älter als 35 Jahre sind, oder 
ls 35 Jahre sind 

• beide Partn~r 
• alleinerzieh'e'; .. · 

ften aus dem Rechtskreis des SGB II 
fnahme in das Projekt 

Leistungsberechtigte aus F 
mit mindestens einem Ki 

1.3. Zielgruppe 

rs durch einen 
ppe oder eine 
Soweit Unter­ 

der Europäi­ 
r Kommission 

ertrags über die 
Nr. L352 vorn 

1.2 Weiterer' Gegenstand der Förderung ist die Untersr· i'f 

Zuschuss zur betrieblichen Integration und Betreuung 
. anteilige Förderung des sozialversicherungspflichf · n 
nehmen im Sinne von Artikel 107 Abs. 1 des Vert 
sehen Union (AEUV) gefördert werden, ist Verordnun 
vom 18. Dezember 2013 über die Anwendu aer Artike 
Arbeitsweise der Europäischen 
24.12.2013, S. 1 ), zu beachten. 

Die Verweildauer einer·Familienbedarfsgemeinschaft im Programm beträgt in der Regel 12 
Monate. Über Abweichungen davon entscheidet der jeweilige Projektbeirat. Der Projektbeirat 
wird vom Landkreis/der kreisfreien Stadt für den Förderzeitraum aus Vertretern des Land­ 
kreises/der kreisfreien Stadt. des Jobcenters und Institutionen, di , der inhaltlichen Um­ 
setzung des Teil 2, Förderbereich 8 beteiligt sind, gebildet. Der ktbeirat gibt sich eine 
Beiratsordnung .. 

Außerdem kann zur Unterstützung der aus diesem Programm resultierenden Aufgaben eine 
Projektassistenzstelle mit einem Anteil von % je Vollzeitcoachingstelle beantragt werden. 

Je Landkreis/kreisfreier Stadt können bis zu 4 Coachs beantragt werden. Dabei sollen die 
Aufgaben im Bereich des ,Familienintegrationscoachings' und des ,Jobcoachjngs' bezogen 
auf die Gesamtarbeitszeit der Coaches im Verhältnis 3:1 verteilt sein. Mit einer Vollzeit­ 
coachingstelle zum ,Familienintegrationscoaching' sollte in der Regel 30 Familien pro Förder­ 
jahr neu in das Projekt aufgenommen werden. 
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3.2.3. Bei der Zuwendung handelt es sich um eine De­minimis­Beihilfe im Sinne der Verord­ 
nung (EU)­Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der 
Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De­ 
minimis­Beihilfen. Der maximal zulässige Gesamtbetrag solcher Beihilfen für ein einziges 
Unternehmen beträgt im laufenden sowie in den beiden vorangegangenen Kalenderjahren 
200.000 Euro bzw. 100.000 Euro bei Unternehmen, die im Bereich des gewerblichen Stra­ 
ßengüterverkehrs tätig sind. Diese De­minimis­Beihilfen dürfen nicht für den Erwerb von 
Fahrzeugen für den Straßengüterverkehr verwendet werden. 

die ­ ,,,,, tützung der Arbeitgeber wird für die Beschäftigung von 
achsen­Anhalt gewährt; die durch den Familienintegrationscoach 

,.JJlS betreut werden. 
·>:~w:·· 

3.2. 

ehlung des RAK keine Zuwendungsvoraus­ Abweichend zu Teil 1, 
setzung. 

ist sozialpädagogisch erfahrenes Für die Betreuung der F 
Personal einzusetzen. 

atz von fachlich qualifizier­ 
­ tadt zu bestätigen. 

3.1. Für Projekte nach Teil 2, Förde ; 
tem und geeignetem Personal durch 

3. Zuwendungsvoraussetzungen 

ereichen a), b) 
ihilfen erfolgen, 

der Tätigkei­ 
e­minimis­ 

ugutekommt. 

Im Falle eines Unternehmens, das sowohl in den v. g. 
oder c) als auch in anderen Bereichen tätig ist, kann ei 
sofern das betreffende Unternehmen durch geeig 
ten oder die Unterscheidung der Kosten sicherste! 
Beihilfe nicht den Tätigkeiten in den ausgenommenen 

Förderung· ist ein sozialversicherungspflichtiges Arbeitsverhältnis zu 
eitgeber hat die Zusammenarbeit mit dem Familienintegrationscoach 

zu erklären. Unter er Voraussetzung des Bestehens der beihilferechtlichen Voraussetzun­ 
gen stellt der Beginn dieses Arbeitsverhältnisses im Rahmen dieser Richtlinie einen geneh­ 
migten vorzeitigen Maßnahmebeginn dar. 

d) Unternehmen in Schwierigkeiten gemäß der Definition in den Unionsvorschriften für 
staatliche Unternehmen, die sich in einem Insolvenzverfahren befinden oder bei de­ 
nen die Voraussetzungen für die Eröffnung eines derartig erfahrens auf Antrag 
seiner Gläubiger vorliegen sowie große Unternehmen, d ating schlechter als B­ 
eingestuft wird 

wenn die Beihilfe davon abhängig ist, dass sie ganz oder teilweise an die Pri­ 
märerzeuger weitergegeben wird; 

wenn sich der Beihilfebetrag nach dem Preis oder der Menge der bei Primä­ 
rerzeugern erworbenen Erzeugnisse oder der von den betreffenden Unter­ 
nehmen angebotenen Erzeugnisse richtet, 

c) Unternehmen, die in der Verarbeitung und Vermarktung von landwirtschaftlichen Er­ 
zeugnissen tätig sind, 
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4.2.1 Für ein ­ Unternehmen, welches durch das jeweilige Jobcenter einen Lohnkostenzu­ 
schuss zur Aufnahme eines sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses ei­ 
ner Person der betroffenen Zielgruppe erhält, ist eine monatlichen Pauschale in Höhe von 
300 Euro zur Unterstützung des Arbeitgebers bei der betrieblichen Integration des Arbeit­ 
nehmers förderfähig. 

Den Gebietskörperschaften wird ein jährliches Planungsbudget für diese Projekte zur Verfü­ 
gung gestellt. Auf dieser Grundlage entscheidet der Projektbeirat über die Notwendigkeit, 
den Umfang und die Art der Unterstützung bei der betrieblichen Integration und Arbeitsauf­ 
nahme. 

r Projekte nach Teil 2, Förderbereich B, Nr. 1.2, umfasst in der Re­ 
estens jedoch drei Monate. 

tütz 1 

. B. auch Leasingraten) gemäß BRKG, 
e Werbemittel) 

a) 
b) 
c) 
d) 
e) 
f) 

4.1 Der Förderzeitraum für Projekte nach Teil,~. Förd~~f,i~r~i asst in der Re­ 
gel 3 Jahre. Eine Verlängerung für einen :zW~i,t~n Förde~~jtrau mit er Erfüllung der 
Projektziele möglich. Die Länge des zweit örderzeitraum&s !ist m al bis zum Ende des 

:::::::::;::::: ::::~::OP mö , . ;~~ 
1~.i 

~hi li·~j ~ird höchstens bis zur Höhe 
der tatsächlich nachgewiesen Ausg 

4. Art, Umfang und Höhe der Förderung 

3.2.4 Das Unternehmen hat zu erklären, ob es sich gemäß 
Tell.l, Nr. 1.1, Buchstabe d) um ein „einziges Unternehm_ 

Die Zuwendung darf nicht davon abhängig gemacht werden, dass '''mische Waren Vorrang 
vor eingeführten Waren erhalten. 

b) mit staatlichen Beihilfen für dieselben beihilfefähigen Ausgaben kumuliert werden, wenn 
die Kumulierung dazu führen würde, dass die höchste einschlägige Beihilfeintensität oder 
der höchste einschlägige Beihilfebetrag, die bzw. der im Einzelfall in einer Gruppenfreistel­ 
lungsverordnung oder einem Beschluss der Kommission festgelegt ist, überschritten wird. 

a) für exportbezogene Tätigkeiten, die auf Mitgliedsstaaten oder Drittländer ausgerichtet 
sind, d. h. Beihilfen, die unmittelbar mit den ausgeführten Mengen, mit der Errichtung und 
dem Betrieb eines Vertriebsnetzes oder mit anderen laufenden exportbezogenen Ausgaben 
in Zusammenhang stehen gewährt werden. 

Zuwendungen dürfen nicht 
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5.2. Für Projekte nach Teil 2, Förderbereich B, Nr. 1.2, hat das antragstellende Unternehmen 
vor Bewilligung der De­minimis­Beihilfe schriftlich jede „De­minimis"­Beihilfe anzugeben, die 
es bzw. der Unternehmensverbund (gemäß der Definition „ein einziges Unternehmen") . im 
laufenden sowie den beiden vergangenen zwei Kalenderjahren erhalten hat. Im Falle einer 
Fusion oder Übernahme müssen alle De­minimis­Beihilfen, die den beteiligten Unternehmen 
im laufenden Kalenderjahr sowie in den vorangegangenen zwei Kalenderjahren gewährt 
wurden, angegeben werden. Im Zuge von Unternehmensaufspaltungen werden die De­ 
minimis­Beihilfen dem Unternehmen zugerechnet, welches die Geschäftsbereiche über­ 
nimmt, für die die De­minimis­Beihilfen verwendet wurden. Ist dies nicht möglich, muss eine 
anteilige Aufteilung auf der Grundlage des Buchwerts des Eigenkapitals zum Zeitpunkt der 
tatsächlichen Aufspaltung erfolgen. 

Mit der erste ittelat>fdrderung ist die Beiratsordnung des Projektbeirates zur Umsetzung 
des Projektes vo '''en. . 

· d weitere antragsbegründende Unterlagen einzureichen. 
on de ständigen bewilligen9en Stelle im Internet veröffentlicht 

rm abgefordert werden. 

sarn arbeit mit den verschiedenen Akteu­ 
strategischer und operativer Ebene, 

-ss- hender Netzwerke und anderer Unterstüt­ 

Familien sowie Umfang der Betreuung 

Ein Antrag muss eine aussagefähige Projektbeschreib 
rungspflichtige Beschäftigung oder Ausbildung durch 
nachfolgende Angaben berücksichtigt: · · ; . 

1 
f . 

; j !"!'.1 

5.1. Für Projekte nach Teil 2, Förderbereich B, Nr. 1.1, ist jed 
. freie Stadt des Landes Sachsen­Anhalt antragsberechtigt. 

5. Anweisungen zum Verfahren 

in ein sozialversiche­ 
vermittelnden 

a) Ziele des Projektes (zahlenmäßig unt~t~,etzt; audhl A.11za 
rungspflichtiges Arbeitsverhältnis undl i~usbildung~yerhä 
Personen) und Maßnahmen zur Ko lle deH·lielerreicn;~rig 

b) Ausgangssituation und Bed ge i ndkräi,~/,kreisfr~l~n Stadt, 
c) Auswahl der zu betreuenden · 
d) Organisation des Ges tproje 
e) Anzahl der in diese 

und Organisation 
f) Organisation u 

ren, insbeson 
g) konkrete A 

zungsstrukt 
h) Auss 

4.2.2 Wenn ein Lohnkostenzuschuss durch das zuständige Jobcenter für die Arbeitsaufnah­ 
me einer Person der betroffenen Zielgruppe nicht gewährt wird, ist in begründeten Fällen ein 
Lohnkostenzuschuss vonbis zu 80 v. H.des Arbeitgeberbruttos aber maximal 1.000 Euro je 
Monat förderfähig. In diesen Fällen kann keine Pauschale zur Unterstützung des Unterneh­ 
mens bei der betrieblichen Integration des Arbeitnehmers gewährt werden. 

4.3 Das Arbeitslosengeld II der Teilnehmer kann in Form einer teilnehmerbezogenen Pau­ 
schale als öffentliche Kofinanzierung berücksichtigt werden. Die Höhe . der Pauschale wird 
vom Ministerium für Arbeit und Soziales des Landes Sachsen­Anhalt festgesetzt. 

\_ 
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a) ohne Schulabschluss, 
b) ohne Ausbildungsplatz, 
c) die eine Ausbildung abgebrochen haben oder 
d) mit besonderem individuellen sozialpädagogischen Hilfebedarf. 

1.2 Zielgruppe sind förderungsbedürftige junge Menschen in der Regel unter 25 Jahren, in 
begründeten Fällen bis unter 30 Jahren, die ihre Schulpflicht erfüllt haben, keinen Berufsab­ 
schluss besitzen, arbeitslos sind und mit Hilfe der Förderangebote der Agenturen für Arbeit 
oder Träger der Grundsicherung nicht mehr erreicht werden können, wie junge Menschen 

, ist, die Bildungs­ und Beschäftigungsfähigkeit förderungsbedürftiger 
junger Menschen entwickeln und herzustellen, so dass sie in geeignete weiterführende 
Maßnahmen, in Ausbildung oder Beschäftigung integriert werden können. 

raining - Anleitung - Betreuung .... Initiative - Lernen" 

c 

t für jeden Förderfall zu bestätigen, 
Landkreises/der kreisfreien Stadt ist. 

5.3 Durch den betreu 
dass der Arbeitnehm 

nach Prüfung des Verwendungsna 
weis der Zahlung der Beiträge,,,,~ur So 
Förderzeitraumes und ein a ""l'R,- 

,',,~,,Bewilligung des Pro­ 
eine'erste Teilzahlung auf 
Die zweite Zahlung erfolgt 
gsnachweis ist der Nach­ 

des 

5.2.2 Für Zuschüsse nach Teil 2, Förderb 

, Förderbereich 
gsnachweis ist 

lung der Bei­ 
,Jnes und ein 
"';.~ 

5.2.1 Die Auszahlung der Förderung erfolgt für die Unte 
B, Nr. 4.3.1, mit Vorlage des Verwendungsnachweise 
die Kopie des Arbeitsvertrages für den Teilnehme · 
träge zur Sozialversicherung für den 1. und den let 
aussagefähiger Sachbericht vorzulegen. 

Der Zuwendungsempfänger erhält eine De­minimis­Bescheinigung, die vom Unternehmen 
zehn Jahre aufzubewahren ist, und auf Anforderung der Europäischen Kommission, des Mi­ 
nisteriums für Arbeit und Soziales oder der bewilligenden Stelle ·· ulegen ist. Kann die 
Bescheinigung nicht vorgelegt werden, so entfällt rückwirkend ewilligungsvorausset­ 

. zung und die Beihilfen zuzüglich Zinsen können zurückgefordert en. 

Der voraussichtliche Beihilfewert, und dass es sich um eine „De­minimis"­Beihilfe handelt, 
wird dem Unternehmen vor Bewilligung schriftlich unter ausdrücklichem Verweis auf die Ver­ 
ordnung (EU) Nr. 1407/2013 mit Angabe ihres Titels und der Fundstelle im Amtsblatt von der 
Bewilligungsstelle mitgeteilt. 

Die bewilligende Stelle gewährt nur dann eine „De­minimis"­Beihilfe, nachdem sie sich ver­ 
. gewissert hat, dass der Gesamtbetrag der „De­minimis"­Beihilfen, den das Unternehmen im 
betreffenden Steuerjahr sowie in den zwei vorangegangenen Steuerjahren erhalten hat, den 
Höchstbetrag von 200.000 Euro (Straßentransportsektor 100.000 Euro) nicht überschreitet. 

: ... 
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Um ein pädagogisches Gesamtkonzept aus einer Hand zu gewährleisten, kann für ein Pro­ 
jekt nur ein Träger Zuwendungsempfänger sein. Kooperationsverträge oder ­vereinbarungen 
zwischen verschiedenen Trägern sind nicht zulässig. 

Einschränkend zu Teil 1, Nr. 3.2, sind Zuwendungsempfänger Bildungsträger oder anerkann­ 
te Träger der freien Jugendhilfe, jeweils ohne mehrheitliche öffentliche Beteiligung mit Sitz 
oder Betriebsstätte in Sachsen­Anhalt. 

2. Zuwendungsempfänger 

df.}~;. 
.. I'!i'SF 

1.12 Jed '"''."kt hat e Projektbeirat, in dem Kammern, Wirtschafts­ und Unternehmer­ 
verbände, ..... rkschaften, rbeitsverwaltung und Kommunen vertreten sind. Der Beirat gibt 
sich eine Beiräl\Qrdnypg. Er hat die Aufgaben, die jeweilige Produkt­ und Dienstleistungspa­ 

'40,;;.·-"-· -:;~~D<l:>l:>;; .• 

lette mit abzustimt!lgp;;rrum Wettbewerbsverzerrung zu verhindern, sowie den Erfolg des Pro­ 
jekts zu kontrollieren. Eine einvernehmliche Abstimmung des Beirats ist Grundlage eines 
jeden Projekts. 

uung der Teilnehmer erfolgen. 1.11 

·m Projekt bleiben, wie es für ihre individuelle Entwick­ 
stens drei bis maximal 12 Monate, im begründeten 

it ihnen auf der Basis einer 
ntwic ­ und Arbeitsplan erarbeitet. 

zur Erreichung dieser Ziele formuliert. 
äßigen Zeitabständen überprüft und 
s wird dokumentiert und dient auch 

1.9 Wenn Teilnehmer in ein Projekt 
Kompetenzfeststellung ein in · · uell 
Hierbei werden individuelle d Z 
Die Umsetzung des indi 
bei Bedarf notwendig 
zur Erfolgskontrolle. 

1.8 Es wird angestrebt, dass jederzeit Tei 
nen. 

1. 7 Die Teilnehmer sollen freiwillig in den Projekten ar 

lvieren, jedoch 1.6 Außerdem können die Teilnehmer Praktika bei priva 
insgesamt höchstens drei Monate. 

it der Erwerb von nied­ 
dulare Teilqualifikatio­ 

1.5 In den Projekten soll den Teilnehmern neben der produktiven 
rigschwelligen Qualifikationen ermöglicht werden. Es können a 
nen vorgesehen werden. 

1.4 In einem Projekt wird betriebsgleich in mindestens drei verschiedenen Produktionsrich­ 
tungen bzw. Werkstätten gearbeitet. Die Werkstätten umfassen ein Angebot verschiedener 
Berufs­ und Tätigkeitsfelder. Die Branchen richten sich nach den regionalen Gegebenheiten. 
Die Produkte und Dienstleistungen, die im Rahmen eines Projektes hergestellt bzw. angebo­ 
ten werden, sollen wettbewerbsneutral und zu Marktpreisen am Markt verkauft werden. 

1.3 Die Förderung basiert auf dem pädagogischen Modell des Lernens unter produktiven 
betriebsnahen Bedingungen. Gefördert werden Projekte, in denen junge Menschen der in 
Teil 2, Förderbereich C, Nr. 1.2, genannten Zielgruppe unter fachlicher Anleitung produzie­ 
rend tätig sind. Zielstellung ist die Vermittlung von Handlungskompetenz. Lernprozesse fin­ 
den über Produktionsprozesse statt; es erfolgt keine Trennung zwischen Lern­ und Arbeits­ 
ort. 



Grundlage der Bewertung und Bemessung der individuellen Motivationsprämie ist 
die kompetenzbasierte Zwischenbewertung zur Feststellung der erreichten sozia­ 
len, personalen und fachlichen Kompetenzen. Jedes Projekt muss über entspre­ 
chende methodische Instrumente verfügen. Die Verfahrensabläufe zur Dokumen­ 
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Die individuelle Motivationsprämie dient als pädagogisches Instrument. Sie hat 
den Zweck, die Motivation der Teilnehmer anzuerkennen und zu befördern. Aner­ 
kannt werden mit dieser Prämie die gezeigten und bewerteten Kompetenzent­ 
wicklungsschritte im personalen, sozialen und fachlichen Bereich. 

leistungsbezogene und individuelle Motivationsprämie für die Teilnehmer in Höhe 
von bis 100 Euro pro Monat. 

b) 

b Stell ·· r Projektleitung und Sozialpädagogen, wobei nur ei­ 
ojektleit g eingesetzt werden kann, 

ttpädagogen und/oder Ausbilder sowie 
für hn Stunden/Woche allgemein bildenden Unterricht und 

er Teilnehmer 
. ktassistenz 

-~~)§1 

a) Projektpersonal 

Für den förderfähig 

4. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

4.1 Die Finanzierung erfolgt als Fehlbedarfsfin~nzierung'. 1W~nn ehlbedarf für ein Pro­ 
jekt 100 v. H. der zuwendungsfähigen Ge tai'.J~g,~ben beträg~, ist ,,,1 Förderung nur unter 
Einhaltung der unter W Nr. 2.4 zu § 44 LH stgel~~,ten Vora'~~~etzu~gen möglich. 

5.4, ~~l~;n 1f:9!~bnde Regelungen: 

ualifizierung des 
aten ist jeweils 
ng von mindes­ 

3.4 Zur Qualitätssicherung haben die Zuwendungsempfänger di . ,,.. nde 
eingesetzten Personals sicherzustellen. In einem Zeitrau on :i''''* .. 1 
mindestens ein Drittel des Personals (ohne Verwaltun · 
tens drei Kalendertagen weiterzubilden. 

3.3 Im Projekt sollen Fachkräfte kontinuierlich beschäftigt werden, um eine Stetigkeit in der 
pädagogischen Arbeit mit den jungen Menschen zu erreichen. 

3.2 Die Zuwendungsempfänger müssen mindestens über drei unterschiedliche Werkstattbe­ 
reiche verfügen. 

3.1 Ein Projekt soll eine Mindestkapazität von zehn Teilnehmerplätzen haben. Die Belegung 
der jeweiligen projektbezogenen Mindestkapazität von Teilnehmerplätzen ist über den ge­ 
samten Bewilligungszeitraum zu sichern. Für Teilnehmer, die aus dem Projekt ausscheiden, 
sollen innerhalb von vier Wochen andere junge Menschen, die die Zugangsvoraussetzungen 
nach Teil 2, Förderbereich C, Nr. 1.2, erfüllen, in das Projekt aufgenommen werden. 

3. Zuwendungsvoraussetzungen 
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D Förderbereich zur Schaffung zusätzlicher Beschäftigungsmöglichkeiten zur 
Vermeidung von sozialer und beruflicher Ausgrenzung ­ Gesellschaftliche Teilhabe 

Für die Erbringung der Dienstleistungen erhalten die Träger vom Land Ausgleichsleistungen. 

er Teiln enden kann in Form einer teilnehmerbezogenen 
Jta,nzierung berücksichtigt werden. Die Höhe der Pauschale 
'cj~Ef! soziales des Landes Sachsen­Anhalt festgesetzt. 

ima 0.000 Euro, bezogen auf ein Projekt 
höheren Platzkapazität erhöht sich die ma­ 

reich C, Nr. 4. 1 anteilig abhängig von der 

.......... 

Option''der.ein­ oder mehrmaligen Ver­ 4.4 Der Förderzeitraum umfa 
längerung. 

erbereiches werden die Träger mit der Erbringung von Dienstleis­ 
wirtschaftlichem Interesse nach Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe c des 

Beschlusses der mission vom 20. Dezember 2011 über die Anwendung von Artikel 106 
Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise­der Europäischen Union auf staatliche Beihilfen 
in Form von Ausgleichsleistungen ;zugunsten bestimmter Unternehmen, die mit der Erbrin­ 
gung von Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut sind (K(2011) 
9380, ABI. EU Nr. L 7 vom 11.1.2012, S. 3) betraut. 

c) Auf der Grundlage von Artikel 67 Absatz 1 Buchst. d) i. V.m. 
68 Abs. 1 Buchst. b) der Verordnung (EU) Nr. 1303/201~ ird f 
Pauschalsatz von 15 v.H. der direkten, bestätigt 'n h 
Lohnnebenausgaben des bewilligten Projektperson 
kannt. 

Buchst. d) und Artikel 
,;:)·, Ausgaben ein 

nen Lohn­ und 
personal) aner­ 

1 i' 

~ L[::Lr.·.:- 
Für die unter . die Pauschale fallenden ~µsgabenp~,~Jtion 
vorgelegt werden und die Mittelauszahlung erfolgt insoweit in 

'i!l/11 ···:ii, 
4.3 Einnahmen im Projekt sollen zur Finan ung i~,~r Ausga~~h für 
reneinsatz eingesetzt werden. 1i1, 

Projektbezogene Fahrten der Teilnehmer gemäß BRKG sowie 
Ausgaben für Kinderbetreuung, die Teilnehmern aus Anlass der Teilnahme am 
Projekt entstehen und die über den gesetzlichen Anspru inausgehen. 

Auf der Basis der kompetenzbasierten Bewertung wird die individuelle Leistung in 
Leistungspunkten bemessen, die einem persönlichen Leistungspunktekonto gut­ 
geschrieben werden. Dabei entspricht ein Leistungspunkt dem Gegenwert von 
zwei Euro. Die Höhe der Motivationsprämie orientiert sich an der Zahl erreichter 
Leistungspunkte. Sobald ein Teilnehmer mindestens fünf Leistungspunkte ge­ 
sammelt hat, kann er über diese verfügen. 

tation und Bewertung der individuellen Entwicklungsstände müssen für alle Betei­ 
ligten transparent und nachvollziehbar sein. 

1 ·7 • 
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Ergänzend zu Teil 1, Nr. 6.3 ist insbesondere die Einhaltung der Kriterien Zusätzlichkeit, öf­ 
fentliches Interesse und Wettbewerbsneutralität projektbezogen vom RAK zu bestätigen. 

5. Anweisung zum Verfahren 

4.3 Die individuelle Beschäftigungszeit im Rahmen dieser Projekte soll in der Regel mindes­ 
tens ein bis maximal drei Jahre betragen. Die maximale Projektlaufzeit beträgt drei Jahre. 

Zuwe weichend zum Teil 1, Nr. 5.4.2 und 5.4.3, die Personalausgaben, 
die un schäftigung der Teilnehmer im Projekt entstehen. Beiträge zur 
Berufsgeno a flichtversicherung sowie die Umlagen U 1, U2, U3 und die Insol­ 
venzumlage h den Arbeitgeber getragen werden. Sofern Kommunen selbst Ar­ 
beitgeber sind, die tariflichen Regelungen beachtet werden ­ entsprechend ist der 
über den Zuschuss mausgehende Lohnanteil zu tragen. 

4.1 Höhe der Förderu 

e hteresse lie­ 
e ..... ~ Beschäftigung 
belten'müssen zusätz­ 

. .. 1„lnteresse, wenn das 
''<,~<:15~ 

nd ei'Werbswirtschaftlichen 
s dienen, liegen nicht im 

chaft ist zu vermeiden. 

Zur Schaffung und Sicherung zusätzlicher längerf 
gender Beschäftigung sind Projekte zuwendu gsfähig, 
ermöglichen. Die im Rahmen der Beschäfti auszuf' 
lieh und im öffentlichen Interesse sein. 
Arbeitsergebnis der Allgemeinheit dient. A 
Interessen oder den Interessen ei begr 
öffentlichen Interesse. Eine Beeinträ · 

3. Zuwendungsvoraussetzungen 

Zuwendungsempfänger für. die Beschäftigungsprojekte können ergänzend zu den Festle­ 
gungen im Teil 1, Nr. 3, juristische Personen des öffentlichen Rechts und Einrichtungen des 
privaten Rechts mit Sitz oder Betriebsstätte in Sachsen­Anhalt sein ·· nrichtungen des priva­ 
ten Rechts müssen nicht selbst gemeinnützig sein, es ist ausreic , dass die Tätigkeitsbe­ 
reiche der geförderten Projekte gemeinnützigen Zielen dienen ine Gewinnentnahme 
der Gesellschafterinnen und Gesellschafter nicht stattfindet. 

2. Zuwendungsempfänger 

Gefördert werden Projekte für langzeitarbeitslose Personen, die das 58. Lebensjahr vollen­ 
det. haben und im Rechtskreis SGB II betreut werden und Leistungen zur Sicherung des Le­ 
bensunterhaltes beziehen. Diesen Personen soll mit längerfristigen, zusätzlichen und im öf­ 
fentlichen Interesse liegenden sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungen die Möglich­ 
keit zur sozialen Teilhabe eröffnet werden. 

1. Gegenstand der Förderung . 

~ 't 1 ) 
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für 
d) Beda 

rücksich 
die Jobcen 
Bundes _ 

e) Vorbereitung und Organisation von Auswahlverfahren nach der Richtlinie im Rahmen 
vorgegebener Budgets in enger Abstimmung mit dem Ministerium für Arbeit und Sqzia­ 
~s: . 

• Öffentlichkeitsarbeit in Vorbereitung von Auswahlverfahren und Veröffentli­ 
chung der Teilnahmeaufrufe in geeigneter Form unter Sicherstellung der Bar­ 
rierefreiheit 

• Organisation des Bewertungsverfahrens und Vorbereitung des Auswahlver­ 
fahrens entsprechend der Vorgaben gemäß Teil 1 Nr. 6.3 der Richtlinie 

• Organisation des Auswahlverfahrens mit entsprechender Bewertung der Pro­ 
jekte, Dokumentation des Verfahrens und Übergabe der Ergebnisse an die 
bewilligende Stelle 

f) Begleitung und Erfolgskontrolle für die ausgewählten Projekte (Qualitätssicherung) 

ktthemen in Bereich des regionalen Arbeitsmarktes unter 
'gungswirkung 

werpu themen mit dem zuständigen Fachreferat im Ministerium 
ls Grundlage für Auswahlverfahren, 

a) 

b) 

c) 

r r r gefördert werden. Der Koordinator 
der Regionalisierung auf Ebene des Land­ 
achfolgende Aufgaben zu erfüllen: 

1. 2 Je Landkreis/krei 
hat in Zusammenarb 
kreises oder der kr 

irts~H~fb:h .und! $ozialpartner in der Umset­ 
gestärl<t ! r ' • 

die Landkreise und kreisfreien Städte bei der Entwick n 
haben im Rahmen der Richtlinie unterstützt, 
arbeitsmarktpolitische Maßnahmen auf der Grund ·. er 
Arbeitsmarktakteure den regionalen Bedürfnis~.~­" e71'~ 
setzt, · · · · " 
die Verbesserung der Beschäftigungssit4~tion und l~j~ da 
sätzlicher Arbeitsplätze unterstützt, ! 1 i ; '' · · 
die Wirksamkeit und Effektivität der Ma' naHro.~n in den'R~gion 
regionale Kompetenzen und Verantw g "tön ,Förderent$;qheid 
wie 
das vertrauensvolle Zusamme 
zung regionaler Arbeitsma tpoliti 

werden. 

höht, 
gen einbezogen so­ 

Im Zuge der Regionalisierung sollen 

1. Gegenstand der Förderung 

·1.1 Ziel der Förderung ist, die Umsetzung der­Förderung im Rahmen dieser Richtlinie stärker 
an den regionalen Bedarfen und Voraussetzungen auszurichten und die Landkreise und 
kreisfreien Städte aktiv in die Umsetzung arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen einzubezie­ 
hen. 

,,Regionale Koordination" 

E förderbereicJl zur Regionalisierung der Förderung zur Vermeidung beruflicher . 
und · sQzialer Ausgrenzung sowie zur individuellen beruflichen und sozialen 
Eingliederung . 

(J 1 1 
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Tag nach seiner Veröffentlichung in Kraft und am 31.12.2023 außer Dieser RdErl. tritt 
Kraft. 

e umfassen. 

usgaben für den Arbeitnehmerbrutto­ 
ers zur Sozialversicherung und not­ 
wendungsfähig. 

4.1 Bemessungsgrundlage 
Abweichend von Teil 1, Nr 
lohn zuzüglich der gese 
wendige Fahrtkosten 

Die Beiträge zur ~~ 
ben sind durch den L 

4. Art, Umfang und Höhe der Zuw .. , 

Ergänzend zu Teil 1, Nr. 4, ist der Einsatz von fachlich · 
nal durch den Zuwendungsempfänger sicherzustellen. 
abschlusses und unter Berücksichtigung' der definler!ten An 
eine Zuordnung bis zur Entgeltgruppe E 11 mpglich. · lil J r. 

l·. ~ 1 i i r . 

Eine Förderempfehlung des RAK lt. Teil 1, · . l!~,i !~t nicht !~~Örderli 

ignetem Perso­ 
chhochschul­ 

llenprofil ist 

3. Zuwendungsvoraussetzungen 

Zuwendungsempfänger sind die· Landkreise und kreisfreien Städte in Sachsen­Anhalt. 

2. Zuwendungsempfänger 

g) Beratung und fachpolitische Begleitung der in der Region umgesetzten ,ESF­Projekte 
nach dieser Richtlinie. 

h) Koordinierung der Aufgaben der Coaches, des Projektbeirates und des Landkreises/der 
kreisfreien Stadt im Programm „Familien stärken ­ Perspektiven eröffnen" (Förderbe­ 
reich B). 

i) Unterstützung der Netzwerkentwicklung in der Region unter Berücksichtigung der ar­ 
beitsmarktpolitischen Zielsetzungen des Landes 


